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2.3. Die Betriebe können für die Dauer des Planjahres 
für die Zwecke der Kosten- und Industriepreiskal­
kulation die am 1. Januar eines jeden Planjahres 
bestehenden Normative, Normen und Kennziffern 
anwenden, wenn im Laufe des Planjahres Ände­
rungen eintreten, insbesondere

— auf der Grundlage der Maßnahmen des Planes 
Wissenschaft und Technik;

— durch Anwendung der Gebrauchswert-Kosten- 
Analyse;

— bei der Benutzung von Neuerungen und Erfin­
dungen gemäß den hierfür geltenden Bestim­
mungen.

Dies gilt auch für die am 1. Januar bestehenden 
vorläufigen und erfahrungsstatistischen Material­
verbrauchsnormen, wenn sie im Laufe des Plan­
jahres überarbeitet und verbessert werden (siehe 
§ 8 der unter Ziff. 2.2. angeführten Verordnung 
vom 15. September 1971).
Voraussetzung ist, daß die Normen usw. nach dem 
Stand vom 1. Januar bereits einen fortschrittlichen 
Stand der Materialökonomie repräsentieren.
Die besonderen Fristen gemäß § 33 der Anordnung 
für die Anwendung von Normativen und Normen 
bei der Bildung von Kalkulationspreisen bleiben 
unberührt.

2.4. Preiszuschläge und Preisabschläge für Material 
sind in der Kalkulation wie folgt zu berücksichti­
gen:

a) Die Industriepreise für Material sind in der 
Höhe zu kalkulieren, wie sie sich auf der Grund­
lage der Güteklassifizierung durch das DAMW 
oder von Wahlsortierungen ergeben.
Dies gilt entsprechend für Industriepreise, bei 
denen ein Preisabschlag wegen Nichterreichens 
der unteren zulässigen Qualitätsgrenze entspre­
chend den Festlegungen in Standards oder 
sonstigen Qualitätsbestimmungen sowie auf 
Grund von Entscheidungen des DAMW zur An­
wendung kommt. Werden jedoch aus diesem 
Material hergestellte Erzeugnisse durch erhöhte 
Anstrengungen der Betriebe mit den geforder­
ten Gebrauchseigenschaften produziert, so wird, 
der Preisabschlag nicht kalkulationswirksam.

b) Preiszuschläge für Erzeugnisse aus nicht bran­
cheüblicher Einzelfertigung, für von Standards 
abweichende Erzeugnisse oder für die verein­
barte Lieferung von Mindermengen sind nicht 
kalkulationsfähig.

c) Werden Preisabschläge infolge von Bestellungen 
größeren Umfanges gewährt oder werden 
Höchstpreise aus sonstigen Gründen unter­
schritten, so kann der nach den Rechtsvor­
schriften zulässige Industriepreis in voller Höhe 
(d. h. ohne Abzug des Preisabschlages bzw. des 
Unterschreitungsbetrages) kalkuliert werden.

d) Preiszu- und -abschläge gemäß § 47 des Vertrags­
gesetzes sind nicht kalkulationswirksam.

In den speziellen Kalkulationsrichtlinien oder an­
deren Preisvorschriften können Festlegungen ge­
troffen werden, die von den Bestimmungen gemäß

Buchstaben а bis d abweichen. Dies gilt zum Bei­
spiel für

— die durchgängige Bewertung des Materials zu 
Industriepreisen für Erzeugnisse mit dem Güte­
zeichen „1“ oder für Erzeugnisse der 1. Wahl;

— die Anerkennung der Preiszuschläge für Er­
zeugnisse aus nicht brancheüblicher Einzelfer­
tigung als kalkulationsfähig, wenn der Bezug

' derartiger Erzeugnisse durch die Spezifik der
eigenen Produktion bedingt ist;

— die Kalkulation von Mindermengenzuschlägen 
für Gußerzeugnisse durch Betriebe des Maschi­
nenbaues.

2.5. Bezieht ein Produktionsbetrieb von einem ande­
ren Produktionsbetrieb Material in geringen Men­
gen in sozialistischer Werkahilfe, so können die 
Betriebe eine Vereinbarung über die Beteiligung 
des Abnehmers an den Beschaffungskosten treffen. 
Die anteiligen Beschaffungskosten sind beim Ab­
nehmer nicht kalkulationsfähig. Dies gilt nicht für 
Lieferungen aus Beständen, die einer ökonomisch 
begründeten Vorratshaltung widersprechen. Für 
die Preisberechnung bei Lieferungen aus derarti­
gen Beständen gilt die Verordnung vom 29. April 
1966 über den Handel mit beweglichen Grundmit­
teln und Vorräten (GBl. II Nr. 51 S. 309).

2.6. Arbeiten die Betriebe Materialien auf, so daß sie 
wieder vollwertig sind, so kalkulieren sie die für 
derartige vollwertige Materialien zulässigen Preise. 
Die Aufarbeitungskosten sind nicht zu kalkulieren. 
Wenn aufgearbeitete Materialien nicht die Quali­
tät vollwertiger Materialien erreichen, so ist, so­
weit ihre Verwendung zulässig ist, ein der Minder­
qualität entsprechender Preisabschlag vom Preis 
des vollwertigen Materials vorzunehmen und mit 
dem sich danach ergebenden Preis zu kalkulieren. 
Einzelheiten sind in den speziellen Kalkulations­
richtlinien festzulegen.

Bestimmungen über die Preise für Austausch­
aggregate und sonstige Austauschteile sowie rege­
nerierte Teile werden durch vorstehende Festle­
gungen nicht berührt.

2.7. Die Betriebe haben Reststoffgutschriften zu den 
gesetzlichen Preisen für Produktionsabfälle, Alt­
materialrückstände, Streifenabschnitte, Schrott 
usw. bei der Kosten- und Industriepreiskalkula­
tion zu berücksichtigen. Liegen keine gesetzlichen 
Preise für Reststoffe vor, so haben die Betriebe 
die Gutschriften für Reststoffe nach den in den 
speziellen Kalkulationsrichtlinien festgelegten Ver­
fahren zu ermitteln.

Soweit die Reststoffgutschriften bei der Bestäti­
gung der Zuschlagssätze für Gemeinkosten oder in 
anderer Form Berücksichtigung finden sollen, ist 
dies in den speziellen Kalkulationsrichtlinien fest­
zulegen.

2.8. Verpackungskosten sind in wirtschaftlich gerecht­
fertigter Höhe kalkulationsfähig.
Für Transportverpackung dürfen die zur Gewähr­
leistung eines sicheren Transports unter Benutzung 
des zweckmäßigsten Transportmittels erforder­
lichen Kosten kalkuliert werden.


